— 345 — 


Preußiſche Gefekfammlung 


Be ĩðLjͥ . 
Jahrgang 1920 Nr 27 


Juhalt: Verordnung, betreffend vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des 
Friedensvertrags, S. 345. — Gemeinſamer Erlaß der Reichsregierung und der Preußiſchen 
Staatsregierung über die Einſetzung eines Reichs- und Staatskommiſſarxs für die Provinz Weſtfalen 
und den unbeſetzten Teil des Regierungsbezirkes Düſſeldorf, S. 346. 


(Ar. 11909.) Verordnung, betreffend vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich 


der Ausführung des Friedensvertrags. Vom 21. Juni 1920. 


Auf Grund des Artikel 1 8 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Er⸗ 
mächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen 
anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung des Friedensver⸗ 
trags (Geſetzſamml. S. 115) wird folgendes beſtimmt: 


SL = 


Der bei Preußen verbleibende Teil des Amtsgerichts Tondern wird dem 
Amtsgericht in Niebüll zugelegt. 


25 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 21. Juni 1920. 


Der Juſtizminiſter. 
— am Zehnhoff. 


Geſetzſammlung 1920. (Nr. 11909119100 
Ausgegeben zu Berlin den 23. Juni 1920. 
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(Nr. 11910.) Gemeinſamer Erlaß der Reichsregierung und der Preußiſchen Staatsregierung 
über die Einſetzung eines Reichs- und Staatskommiſſars für die Provinz 
Weſtfalen und den unbeſetzten Teil des Regierungsbezirkes Düſſeldorf. Vom 
11. Juni 1920. 
I. 
ür die Provinz Weſtfalen und den unbeſetzten Teil des Regierungbezirkes 
Düſſeldorf wird ein Reichs⸗ und Staatskommiſſar eingeſetzt, dem folgende Auf⸗ 
gaben übertragen ſind: 

1. Durchführung von Einigungs⸗ und Schiedsverfahren zur Sicherung 
des Wirtſchaftslebens gegen alle Störungen, die insbeſondere durch 
Arbeitseinſtellungen, Ausſperrungen uſw. eintreten. 

Beratung der Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmervereinigungen beim 
Abſchluß von Tarifverträgen. 

Zu dieſem Zwecke überträgt das Reichsarbeitsminiſterium gemäß 
$ 31 der Verordnung über Tarifverträge uſw. vom 23. Dezember 1918 
dem Reichs⸗ und Staatskommiſſar die Befugnis, in wichtigen Fällen 
nach § 22 Abſ. 2 der genannten Verordnung die Durchführung des 
Einigungs⸗ und Schiedsverfahrens zu übernehmen. 

2. Behandlung aller Fragen, die ſich auf die Steigerung der Erzeugung, 
insbeſondere der Kohlenförderung, durch Überſchichten, beſſere Ernährung, 
Vermehrung der Arbeiter uſw. beziehen, im Benehmen mit den be⸗ 
teiligten Miniſterien; Kontrolle der örtlichen Durchführung der von den 
Reichszentralbehörden in dieſer Hinſicht veranlaßten Maßnahmen, ins⸗ 
beſondere der ordnungsmäßigen Verteilung der Überſchichtenzulagen. 

Dem Reichs⸗ und Staatskommiſſar wird das Recht auf Auskunfts- 
erteilung gemäß §§ 1, 3 und 4 der Verordnung vom 12. Juli 1917 (Reichs- 

Geeſetzbl. S. 609) mit den daraus ſich ergebenden Befugniſſen übertragen. 

3. Förderung der Arbeiterwohlfahrtsbeſtrebungen nach beſonderer Be⸗ 
ſtimmung des Miniſteriums für Volkswohlfahrt. 

4. Beratung der Betriebsräte. 

8 II. 
Soweit bisher eine in den Rahmen dieſes Erlaſſes fallende Tätigkeit durch 
den Reichs⸗ und Staatskommiſſar Severing oder deſſen Vertreter ausgeübt worden 
iſt, iſt dieſe mit dem heutigen Tage beendet. 


III. 
Zum Reichs⸗ und Staatskommiſſar wird Herr Ernſt Mehlich mit dem 
Amtsſitz in Dortmund ernannt. 
Berlin, den 11. Juni 1920. 


Die Reichsregierung. Die Preußiſche Staatsregierung. 
Müller. Braun. 
Nebigiert im Büro des Staatsmimiſterunns. — Berlin, gedruct in der Meichsdructerei⸗ 


Bestellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 za 
6,35 und 1834 bis 1913 zu 4,80 %) find an die Voftauſtalten zu richten. 


